
Vergabestelle: 
Landratsamt Hildburghausen     Vergabenummer: 
Wiesenstraße 18      Datum: 
98646 Hildburghausen 
 

Wichtige Hinweise: 
Wird dieses Formblatt der Vergabestelle nicht oder nicht rechtzeitig vorgelegt, kann das 
Angebot vom Vergabeverfahren ausgeschlossen werden. 

Name des Bieters: 
(Firma inkl. Rechtsform bzw. Name des/der Unternehmers*in, sofern keine Handelsgesellschaft) 
 

 
 
     
 
 
 

Ergänzende Vertragsbedingungen (EVB) wegen geltender 
Verpflichtungen nach dem Thüringer Vergabegesetzes (ThürVgG) – 
EVB ThürVgG1 

 
Der Bieter verpflichtet sich, mit Abgabe (s)eines Angebots im Falle einer Zuschlagserteilung 
auf sein Angebot als Auftragnehmer die nachstehend näher benannten (ergänzenden) 
Vertragsbedingungen mit dem Auftraggeber zu vereinbaren bzw. diese als zusätzliche 
Bedingung(en) für die Ausführung des Auftrags anzuerkennen: 
 

„Der Auftragnehmer verpflichtet sich, für jeden schuldhaften Verstoß gegen eine der 
Verpflichtungen nach den §§ 6, 7 und 12 Abs. 2 ThürVgG, eine Vertragsstrafe im Sinne von § 
13 Abs. 1 S. 1 ThürVgG in Höhe von ……….. % [von der Vergabestelle festzulegen] des 
Auftragswertes an den Auftraggeber zu zahlen.  

Der Auftragnehmer verpflichtet sich ebenfalls zur Zahlung der Vertragsstrafe für den Fall, dass 
der Verstoß durch einen vom Auftragnehmer selbst eingesetzten Nachunternehmer oder 
einen von diesem eingesetzten Nachunternehmer begangen wird, es sei denn, der 
Auftragnehmer kannte den Verstoß nicht und musste ihn auch nicht kennen.  

Die Geltendmachung dieser Vertragsstrafe bleibt nach § 13 Abs. 4 ThürVgG von der 
Geltendmachung einer Vertragsstrafe aus anderen Gründen sowie der Geltendmachung 
sonstiger Ansprüche unberührt.  

Der Auftraggeber ist zur fristlosen Kündigung des Vertrages berechtigt, wenn der 
Auftragnehmer und/oder dessen Nachunternehmer die aus dem § 6 ThürVgG resultierenden 
Anforderungen schuldhaft nicht erfüllt/erfüllen sowie schuldhaft gegen die Verpflichtungen der 
§§ 7 und 12 Abs. 2 ThürVgG verstößt/verstoßen.“ 

 
Mir/uns und den von mir/uns eingesetzten Nachunternehmer(n) ist bewusst, dass der 
Auftraggeber mich/uns von der öffentlichen Auftragsvergabe für die Dauer von bis zu drei 
Jahren ausschließen soll (Auftragssperre), wenn ich/wir die aus den §§ 6, 7 und 12 Abs. 2 
ThürVgG resultierenden Anforderungen schuldhaft nicht erfülle/erfüllen sowie schuldhaft 
gegen diese Verpflichtungen verstoße/verstoßen (vgl. § 13 Abs. 3 ThürVgG). 
 
Über die sich aus der Anwendung des Thüringer Vergabegesetzen (ThürVgG) für mich/uns 
und meine/unsere Nachunternehmer ergebenden Anforderungen und Verpflichtungen wurde 
ich über das Formblatt „Eigenerklärung zum Thüringer Vergabegesetz gem. § 8 Abs. 1 S. 1“ 
vor Angebotsabgabe belehrt.  
 

 
__________________________  ________________________________________ 
Ort, Datum     Unterschrift bzw. Name des Erklärenden  

                                                
1 Erforderlich, sobald der Auftragswert durch den Auftraggeber auf mehr als 75.000,00 € (Bauaufträge) bzw. 30.000,00 € (Liefer- und    
   Dienstleistungsaufträge) geschätzt wurde (vgl. § 1 Abs. 1 ThürVgG) 



§ 6 ThürVgG - Tariftreue, Mindestentgelt und Entgeltgleichheit (Auszug) 
 

(1) Für Bauleistungen und andere Dienstleistungen, die das Arbeitnehmer-Entsendegesetz (AEntG) vom 20. April 2009 (BGBl. I S. 799) oder das 
Tarifvertragsgesetz vom 25. August 1969 (BGBl. I S. 1323) in der jeweils geltenden Fassung erfasst, dürfen öffentliche Aufträge nur an Unternehmen 
vergeben werden, die ihren Arbeitnehmern bei der Ausführung dieser Leistungen Arbeitsbedingungen gewähren, die mindestens den Vorgaben desjenigen 
Tarifvertrages entsprechen, an den das Unternehmen aufgrund des Arbeitnehmer-Entsendegesetzes gebunden ist oder der nach dem Tarifvertragsgesetz 
für allgemein verbindlich erklärt wurde. Satz 1 gilt entsprechend für Beiträge an eine gemeinsame Einrichtung der Tarifvertragsparteien im Sinne des § 5 
Satz 1 Nr. 3 AEntG sowie für andere gesetzliche Bestimmungen über Mindestentgelte. 
(2) Öffentliche Aufträge für Dienstleistungen der allgemein zugänglichen Beförderung von Personen im öffentlichen Personennahverkehr dürfen nur an 
Unternehmen vergeben werden, die ihren Arbeitnehmern bei der Ausführung der Leistung mindestens das in Thüringen für diese Leistung in einem 
einschlägigen und repräsentativen mit einer tariffähigen Gewerkschaft vereinbarten Tarifvertrag vorgesehene Entgelt nach den tarifvertraglich festgelegten 
Modalitäten zahlen und während der Ausführungslaufzeit Änderungen des Tarifentgelts nachvollziehen. (…) 
(5) Auszubildende, Praktikanten und Teilnehmende an Bundes- und Jugendfreiwilligendiensten gelten nicht als Arbeitnehmer im Sinne des Absatzes 4. Setzt 
das Unternehmen Leiharbeitnehmer im Sinne des Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes in der Fassung vom 3. Februar 1995 (BGBl. I S. 158) in der jeweils 
geltenden Fassung ein, muss es sicherstellen, dass diese bei der Ausführung des öffentlichen Auftrages nach Maßgabe der Bestimmungen des 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetzes für die gleiche Tätigkeit ebenso entlohnt werden, wie die in seinem Unternehmen vergleichbaren Arbeitnehmer; ihr 
Entgelt muss mindestens der durch Rechtsverordnung verbindlich festgelegten Lohnuntergrenze nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz entsprechen. 
Liegt eine Rechtsverordnung nach dem Arbeitnehmerüberlassungsgesetz nicht vor, muss das Unternehmen sicherstellen, dass die eingesetzten 
Leiharbeitnehmer bei der Ausführung des öffentlichen Auftrages unbeschadet der Verpflichtung nach Satz 2 mindestens das in Absatz 4 Satz 1, Satz 5 oder 
Satz 6 genannte Stundenentgelt erhalten. Schließt das Unternehmen Verträge mit Nachunternehmen, muss es sicherstellen, dass die vom 
Nachunternehmen beschäftigten Arbeitnehmer bei der Ausführung des öffentlichen Auftrages mindestens das in Absatz 4 Satz 1, Satz 5 oder Satz 6 
genannte Mindeststundenentgelt erhalten, sofern für diese nicht ein Tarifvertrag im Sinne des Absatzes 4 Satz 8 oder eine Rechtsverordnung nach dem 
Arbeitnehmerüberlassungsgesetz ein Mindeststundenentgelt vorsehen. (…) 
 (8) Die Absätze 4 und 5 gelten auch bei der Leistungserbringung durch Unternehmen oder vorgesehene Nachunternehmen mit Sitz im Ausland, soweit die 
Leistung im Inland erbracht wird. 
(9) Auf bevorzugte Bieter nach § 224 Abs. 1 Satz 1 und Abs. 2 sowie § 226 des Neunten Buches Sozialgesetzbuch findet Absatz 4 keine Anwendung. 
(10) Die Bieter haben bei der Auftragsdurchführung ihren Arbeitnehmern bei gleicher oder gleichwertiger Arbeit gleiches Entgelt zu zahlen. 
 
 
§ 7 ThürVgG -  Nachunternehmereinsatz 
(1) Der Auftragnehmer darf Bau- und Dienstleistungen nur auf Nachunternehmer übertragen, wenn der Auftraggeber im Einzelfall in der für Erklärungen des 
Auftragnehmers nach § 8 Abs. 2 Satz 1 bestimmten Form zugestimmt hat. Die Zustimmung ist nicht notwendig bei Leistungen, auf die der Betrieb des 
Auftragnehmers nicht eingestellt ist. Die Bieter haben bereits bei Abgabe ihres Angebots ein Verzeichnis der Nachunternehmerleistungen vorzulegen. 
(2) Soweit Leistungen nach Absatz 1 auf Nachunternehmer übertragen werden, hat der Auftragnehmer auch den Nachunternehmern die für Auftragnehmer 
geltenden Pflichten der Absätze 3 und 4 sowie der §§ 6 und 12 Abs. 2 aufzuerlegen und die Beachtung dieser Pflichten durch die Nachunternehmer zu 
kontrollieren. 
(3) Die nachträgliche Einschaltung oder der Wechsel eines Nachunternehmers bedarf der Zustimmung des öffentlichen Auftraggebers; Absatz 1 Satz 2 und 
§ 10 Abs. 2 gelten entsprechend. Die Zustimmung darf nur wegen mangelnder Fachkunde, Zuverlässigkeit oder Leistungsfähigkeit des Nachunternehmers, 
des Vorliegens von zwingenden oder fakultativen Ausschlussgründen nach den Bestimmungen der jeweils einschlägigen Vergabeverordnung, der Vergabe- 
und Vertragsordnung für Bauleistungen und der Unterschwellenvergabeordnung sowie wegen Nichterfüllung der Nachweispflicht nach § 10 Abs. 2 versagt 
werden. 
(4) Die Auftragnehmer sind für den Fall der Weitergabe von Leistungen an Nachunternehmer verpflichtet, 

1. bevorzugt kleine und mittlere Unternehmen zu beteiligen, soweit es mit der vertragsgemäßen Ausführung des Auftrags zu vereinbaren ist, 
2. Nachunternehmer davon in Kenntnis zu setzen, dass es sich um einen öffentlichen Auftrag handelt, 
3. bei der Weitergabe von Bauleistungen an Nachunternehmer die Allgemeinen Vertragsbedingungen für die Ausführung von Bauleistungen der  

Vergabe- und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/B), bei der Weitergabe von Dienstleistungen die Allgemeinen Vertragsbedingungen für 
die Ausführung von Leistungen der Vergabe- und Vertragsordnung für Leistungen (VOL/B) zum Vertragsbestandteil zu machen und 

4. den Nachunternehmern keine, insbesondere hinsichtlich der Zahlungsweise, ungünstigeren Bedingungen aufzuerlegen, als zwischen dem 
Auftragnehmer und dem öffentlichen Auftraggeber vereinbart sind. 

 
 
§ 12 ThürVgG - Kontrollen 
(1) Der Auftraggeber kann Kontrollen durchführen, um die Einhaltung der dem Auftragnehmer aufgrund dieses Gesetzes bestehenden Anforderungen zu 
überprüfen. Der Auftraggeber hat zu diesem Zweck mit dem Auftragnehmer vertraglich zu vereinbaren, dass ihm auf Verlangen die Entgeltabrechnungen 
des Auftragnehmers und der Nachunternehmer sowie die Unterlagen über die Abführung von Steuern und Sozialversicherungsbeiträgen nach § 10 Abs. 1 
Satz 1 Nr. 1 und die zwischen Auftragnehmer und Nachunternehmer abgeschlossenen Werkverträge vorgelegt werden. Die Bestimmungen der Verordnung 
(EU) 2016/679 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener 
Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der Richtlinie 95/46/EG (Datenschutz-Grundverordnung) (ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1; L 314 vom 
22.11.2016, S. 72; L 127 vom 23.5.2018, S. 2) in Verbindung mit dem Thüringer Datenschutzgesetz vom 6. Juni 2018 (GVBl. S. 229) jeweils in der jeweils 
geltenden Fassung sind im Umgang mit personenbezogenen Daten zu beachten. Der Auftragnehmer hat seine Beschäftigten und Nachunternehmer auf die 
Möglichkeit solcher Kontrollen hinzuweisen. 
(2) Der Auftragnehmer und seine Nachunternehmer haben vollständige und prüffähige Unterlagen nach Absatz 1 über die eingesetzten Beschäftigten 
bereitzuhalten. 
 
 
§ 13 ThürVgG - Sanktionen 
(1) Um die Einhaltung der Verpflichtungen nach den §§ 10, 11, 12 und 17 Abs. 2 zu sichern, ist zwischen dem Auftraggeber und dem Auftragnehmer für 
jeden schuldhaften Verstoß regelmäßig eine Vertragsstrafe von bis zu fünf von Hundert des Auftragswerts zu vereinbaren; bei mehreren Verstößen darf die 
Summe der Vertragsstrafen fünf von Hundert des Auftragswertes (netto) nicht überschreiten. Der Auftragnehmer ist zur Zahlung einer Vertragsstrafe nach 
Satz 1 auch für den Fall zu verpflichten, dass der Verstoß durch einen von ihm eingesetzten Nachunternehmer oder einen von diesem eingesetzten 
Nachunternehmer begangen wird, es sei denn, dass der Auftragnehmer den Verstoß weder kannte noch kennen musste. 
(2) Der Auftraggeber hat mit dem Auftragnehmer zu vereinbaren, dass die schuldhafte Nichterfüllung der aus § 6 resultierenden Anforderungen durch den 
Auftragnehmer oder seine Nachunternehmer sowie schuldhafte Verstöße gegen die Verpflichtungen der §§ 7 und 12 Abs. 2 den Auftraggeber zur fristlosen 
Kündigung des Vertrags berechtigen. 
(3) Hat der Auftragnehmer, ein Bewerber oder Bieter gegen die sich aus den §§ 6, 7 und 12 Abs. 2 ergebenden Verpflichtungen verstoßen, soll jeweils der 
Auftraggeber dieses Unternehmen von der öffentlichen Auftragsvergabe für die Dauer von bis zu drei Jahren ausschließen. Satz 1 gilt auch für 
Nachunternehmer. Vor dem Ausschluss ist dem Unternehmen Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Ein ausgeschlossenes Unternehmen ist auf dessen 
Antrag allgemein oder teilweise wieder zuzulassen, wenn der Grund des Ausschlusses weggefallen ist. 
(4) Maßnahmen nach den Absätzen 1 bis 3 bleiben von der Geltendmachung einer Vertragsstrafe aus anderem Grunde sowie von der Geltendmachung 
sonstiger Ansprüche unberührt. 
 
 

https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P8/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P6/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P12/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P10/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P10/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P10/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-DSGTH2018rahmen/format/xsl/part/R?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P10/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P11/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P12/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P17/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P6/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P7/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P12/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P6/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P7/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
https://landesrecht.thueringen.de/bsth/document/jlr-VergabeGTH2019V2P12/format/xsl/part/S?oi=WpTHfwhu2z&sourceP=%7B%22source%22%3A%22Link%22%7D
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